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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Dr. Chris-
tian Magerl, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Katharina Schulze, Gi-
sela Sengl, Thomas Mütze, Markus Ganserer, Rosi Steinberger, 
Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Luftreinhaltung in bayerischen Städten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. den für die Landeshauptstadt München geltenden Luftreinhalte-
plan so ändern zu lassen, dass dieser die erforderlichen wirksa-
men Maßnahmen zur schnellstmöglichen Einhaltung des NO2-
Grenzwertes enthält; 

2. alle weiteren Luftreinhaltepläne zu überprüfen und gegebenenfalls 
ebenfalls entsprechend zu ändern; 

3. die rechtlichen Grundlagen zu schaffen, um bei Grenzwertüber-
schreitungen entsprechende Maßnahmen problemlos zu ermögli-
chen. 

 

 

Begründung: 

In vielen Städten Bayerns werden die EU-Emissionsvorschriften be-
züglich NO2 nicht eingehalten. Hauptverursacher der NO2-Immissions-
grenzwertüberschreitungen ist der Straßenverkehr, im Wesentlichen 
die Dieselfahrzeuge. Die in den Luftreinhalteplänen vorgesehenen 
Maßnahmen zur Immissionsbegrenzung sind oft nicht ausreichend. 

Das Verwaltungsgericht München hat den Freistaat Bayern am 
29. Juni 2016 dazu verurteilt, wirksamere Maßnahmen als bislang zur 
schnellstmöglichen Einhaltung des gesetzlichen Immissionsgrenz-
werts für Stickstoffdioxid in der Stadt München zu ergreifen. Die NO2-
Belastung liegt an den Messstellen Landshuter Allee und Stachus im 
Jahresmittel erheblich über dem gesetzlich festgelegten Grenzwert. 
Hieraus ergibt sich die Verpflichtung des Freistaats Bayern, in den 
Luftreinhalteplan für München geeignete Maßnahmen aufzunehmen, 
um den Grenzwert für NO2 schnellstmöglich einzuhalten. Bisher ent-
hält der Luftreinhalteplan nur unwirksame Maßnahmen. Dabei gäbe 
es wirksame Maßnahmen wie Fahrbeschränkungen. Das Gericht 
bestätigte damit im Wesentlichen sein Urteil aus dem Jahr 2012 und 
attestiert der Staatsregierung Untätigkeit. Schon damals wurde der 
Freistaat Bayern verurteilt, einschneidendere Maßnahmen als bislang 
zur Luftreinhaltung zu ergreifen. 


